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Gemarkung: Darfeld
Flur: 007
Kataster Stand: Januar 2017 (Kreis Coesfeld ETRS89)
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Die frühzeitige Unterrichtung der Öffentlichkeit  über die Bauleitplanung hat in der Zeit vom 13.04.2017 bis 
12.05.2017 einschließlich  gem. § 3 Abs. 1 des Baugesetzbuches  stattgefunden. Gleichzeitig hat die 
Unterrichtung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange über die Bauleitplanung gem. 
§ 4 Abs. 1 des Baugesetzbuches  stattgefunden.
Rosendahl, den __ . __ . ____ 

................................
Gottheil
(Bürgermeister)

Der Rat der Gemeinde hat am 28.11.2019 gem. § 3 Abs. 2 des Baugesetzbuches  beschlossen, diesen 
Bebauungsplan  - Entwurf mit Begründung - öffentlich auszulegen. Dieser Beschluss wurde am 
03.12.2019 ortsüblich bekannt gemacht.
Rosendahl, den __ . __ . ____ 

................................ ................................
Gottheil Heitz
(Bürgermeister) (Schriftführer)
 

Dieser Bebauungsplan  - Entwurf mit Begründung - hat gem. § 3 Abs. 2 des Baugesetzbuches  in der Zeit 
vom 11.12.2019 bis 20.01.2020 einschließlich zu jedermanns Einsicht  öffentlich ausgelegen.
Die ortsübliche Bekanntmachung erfolgte am 03.12.2019. 
Diese Auslegung gem. § 3 Abs. 2 wurde gleichzeitig mit der Einholung der Stellungnahmen gem. § 4 Abs. 2
des Baugesetzbuches  durchgeführt .
Rosendahl, den __ . __ . ____ 

................................
Gottheil
(Bürgermeister)

Der Rat der Gemeinde hat am 27.02.2020 gem. § 4a Abs. 3 des Baugesetzbuches  beschlossen, diesen 
Bebauungsplan  - Entwurf mit Begründung - erneut öffentlich auszulegen.
Rosendahl, den __ . __ . ____ 

................................ ................................
Gottheil Heitz
(Bürgermeister) (Schriftführer)

Dieser Bebauungsplan  - Entwurf mit Begründung - hat gem. § 4a Abs. 3 des Baugesetzbuches  in der Zeit 
vom __ . __ . ____   bis __ . __ . ____   einschließlich zu jedermanns Einsicht  erneut öffentlich ausgelegen.
Gleichzeitig mit der Auslegung gem. § 4a Abs. 3 des Baugesetzbuches erfolgte die erneute Beteiligung der 
Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange.
Rosendahl, den __ . __ . ____ 

................................
Gottheil
(Bürgermeister)

Der Rat der Gemeinde hat am__ . __ . ____ gem. § 10 des Baugesetzbuches diesen Bebauungsplan als 
Satzung beschlossen. Dieser Bebauungsplan wird hiermit ausgefertigt .
Rosendahl, den __ . __ . ____ 

................................ ................................
Gottheil Heitz
(Bürgermeister) (Schriftführer)

Gem. § 10 Abs. 3 des Baugesetzbuches  ist der Beschluss dieses Bebauungsplanes  
am __ . __ . ____   ortsüblich bekannt gemacht worden. Mit dieser Bekanntmachung ist dieser 
Bebauungsplan  in Kraft getreten.
Rosendahl, den __ . __ . ____ 

................................
Gottheil
(Bürgermeister)

ART DER BAULICHEN NUTZUNG gem. § 9 (1) Nr. 1 BauGB

MASS DER BAULICHEN NUTZUNG gem. § 9 (1) Nr. 1 BauGB

BAUWEISE, BAULINIEN, BAUGRENZEN gem. § 9 (1) Nr. 2 BauGB

Baugrenze

PLANZEICHENERLÄUTERUNG
FESTSETZUNGEN gem. § 9 BauGB und BauNVO

Gewerbegebiete , siehe textliche Festsetzungen Nr. 1GE

Grundflächenzahl0,8

Maximale Gebäudehöhe bezogen auf Meter über NHN,
siehe textliche Festsetzung Nr. 2

Hmax.:

Abweichende Bauweise, siehe textliche Festsetzung Nr.a

VERKEHRSFLÄCHEN  gem. § 9 (1) Nr. 11 BauGB

Straßenverkehrsfläche

Straßenbegrenzungslinie

Bereich ohne Ein- und Ausfahrt

Verkehrsbegleitgrün

GRÜNFLÄCHEN gem. § 9 (1) Nr. 15 BauGB

Öffentliche Grünfläche

Schutz- und TrenngrünS+T

Private Grünfläche

SONSTIGE PLANZEICHEN

Grenze des räumlichen Geltungsbereiches  des Bebauungsplanes  
gem § 9 (7) BauGB

FLÄCHE ZUR ANPFLANZUNG, PFLANZ- UND ERHALTUNGSBINDUNG  
gem. § 9 (1) Nr. 25 BauGB

Flächen zur Anpflanzung von bodenständigen  Bäumen, Sträuchern und
sonstigen Bepflanzungen

BESTANDSDARSTELLUNGEN  UND HINWEISE

Vorhandene Flurstücksgrenze

Vorhandene Flurstücksnummer

Vorhandene Gebäude mit Hausnummer 

123

Flurgrenze

FlurnummerFlur 7

1

Flächen mit Bindung für Bepflanzungen und für die Erhaltung von 
bodenständigen  Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzung

Geschossflächenzahl2,4

Flächen, deren Böden erheblich mit umweltgefährdenden  Stoffen 
belastet sind gem. § 9 (5) Nr. 3 BauGB (Altlastenverdachtsfläche)

FLÄCHEN FÜR MASSNAHMEN ZUM SCHUTZ, ZUR PFLEGE UND ZUR
ENTWICKLUNG VON NATUR UND LANDSCHAFT gem. § 9 (1) Nr. 20 BauGB

Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung 
von Natur und Landschaft, Bäumen, Sträuchern und sonstigen 
Bepflanzungen

TEXTLICHE FESTSETZUNGEN
FESTSETZUNGEN gem. § 9 BauGB und BauNVO

1 ART DER BAULICHEN NUTZUNG 
(gem. § 9 (1) Nr. 1 BauGB i.V.m. § 1 (5) BauNVO)

1.1 Das Gewerbegebiet  wird nach Art der Betriebe und Anlagen und deren besonderen Bedürfnissen und 
Eigenschaften gegliedert und eingeschränkt .

Unzulässig sind Betriebe und Anlagen mit vergleichbarem Emissionsgrad, wie sie im Bebauungsplan 
entsprechend der Abstandsliste in der Fassung der Bekanntmachung  vom 12.10.2007, Ministerialblatt  
NRW 2007, 659) unter der lfd. Nr. (Anlage / Betriebsart) aufgeführt sind. Die unzulässigen Betriebsarten 
sind im entsprechenden Bereich des Plangebietes festgesetzt. 

Ausnahmsweise zulässig sind Betriebe und Anlagen des nächst größeren Abstandes der Abstandsliste, 
wenn die von ihnen ausgehenden Emissionen so begrenzt werden, dass sie die von den allgemein 
zulässigen Anlagen üblicherweise ausgehenden Emissionen nachweislich nicht überschreiten.

1.2 Im Gewerbegebiet  sind Einzelhandelsbetriebe  ausgeschlossen. 

1.3 Im Gewerbegebiet  sind Anlagen und Betriebe, die gewerblich betriebenen sexuellen Dienstleistungen  
und Darbietungen dienen, unzulässig. 

1.4 Im Gewerbegebiet  sind die gem. § 8 (3) Nr. 2 bis 3 BauNVO ausnahmsweise zulässigen Nutzungen 
(Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale und gesundheitliche Zwecke, Vergnügungsstätten)  nicht 
Bestandteil des Bebauungsplanes .

2 MAẞ DER BAULICHEN NUTZUNG
(gem. § 9 (1) Nr. 1 u. (3) BauGB i.V.m. § 16 (2) Nr. 4 BauNVO)

2.1 Höhe der baulichen Anlagen
Die maximal zulässige Gebäudehöhe ist in dem jeweiligen Bereich der Planzeichnung in Meter 
ü. NHN festgesetzt. 

2.2 Eine Überschreitung der zulässigen Baukörperhöhen  für technisch erforderliche, untergeordnete 
Bauteile (z.B. Schornsteine, Masten, technische Aufbauten für Aufzüge) kann ausnahmsweise gem. 
§ 16 (6) BauNVO um bis zu 3,0 m zugelassen werden. Die technische Erforderlichkeit  ist im 
Baugenehmigungsverfahren  nachzuweisen.

3 BAUWEISE UND ÜBERBAUBARE GRUNDSTÜCKSFLÄCHE
(gem. § 9 (1) Nr. 1 BauGB i.V.m. § 22 (4)BauNVO)

3.1 Auf den Gewerbegebietsgrundstücken  ist eine abweichende Bauweise festgesetzt. Eine 
produktionsbedingte  bzw. betriebsbedingte  Überschreitung der Gebäudelängen  (der 
Betriebshallenlängen)  von 50 m ist grundsätzlich zulässig, wobei die für eine offene Bauweise 
erforderlichen Grenzabstände  gem. BauO NW einzuhalten sind.

4 EIN- BZW. AUSFAHRTEN UND ANSCHLUSS AN DIE VERKEHRSFLÄCHE
(gem. § 9 (1 ) Nr. 11 BauGB)

4.1 Ein- und Ausfahrten zur L 555 sind aus dem Plangebiet unzulässig.

5 FLÄCHEN ODER MASSNAHMEN ZUM SCHUTZ, ZUR PFLEGE UND ZUR ENTWICKLUNG VON 
BODEN, NATUR UND LANDSCHAFT 
(gem. § 9 (1) Nr. 20 und 25a BauGB)

5.1 Alle gemäß zeichnerischer  oder textlicher Festsetzung zu bepflanzenden Flächen sind mit heimischen, 
standortgerechten  Pflanzen und Gehölzen flächendeckend  zu begrünen, zu pflegen und dauerhaft zu 
erhalten. 

5.2 Die als Fläche zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Natur und Landschaft  festgesetzten 
Bereiche sind der natürlichen Eigenentwicklung  (Sukzession)  zu überlassen. 

HINWEISE

1 DENKMALSCHUTZ
Bei Bodeneingriffen  können Bodendenkmäler  (kulturgeschichtliche  Bodenfunde, d. h. Mauerwerk, 
Einzelfunde aber auch Veränderungen  und Verfärbungen in der natürlichen Bodenbeschaffenheit)  
entdeckt werden. Die  Entdeckung von Bodendenkmälern  ist  der Gemeinde Rosendahl und dem LWL 
– Archäologie für Westfalen, Münster unverzüglich anzuzeigen (§§ 15 und 16 DSCHG NRW).
Erste Erdbewegungen sind rechtzeitig (ca. 14 Tage vor Beginn) der LWL-Archäologie  für Westfalen, An 
den Speichern 7, 48157 Münster und dem LWL-Museum für Naturkunde, Referat Paläontologie, 
Sentruper Straße 285, 48161 Münster schriftlich mitzuteilen.
Der LWL-Archäologie  für Westfalen oder ihren Beauftragten ist das Betreten der betroffenen 
Grundstücke zu gestatten, um ggf. archäologische und/oder paläontologische  Untersuchungen 
durchführen zu können (§ 28 DSchG NRW). Die dafür benötigten Flächen sind für die Dauer der 
Untersuchungen freizuhalten.

2 ALTLASTEN 
Werden im Bereich der Altlastenverdachtsflächen  Eingriffe in den Boden vorgenommen, so ist im 
Vorfeld eine Gefährdungsabschätzungsuntersuchung  durch einen anerkannten 
Altlastensachverständigen  durchzuführen. Das genaue Untersuchungsprogramm  ist vorab mit der 
Unteren Bodenschutzbehörde  des Kreises Coesfeld und dem zu beauftragenden Gutachter 
abzustimmen.

3 KAMPFMITTELRÄUMDIENST
Ist bei der Durchführung der Bauvorhaben der Erdaushub außergewöhnliche  verfärbt oder werden 
verdächtige Gegenstände beobachtet, sind die Arbeiten sofort einzustellen und es ist unverzüglich der 
Kampfmittelbeseitigungsdienst  Westfalen-Lippe  ist durch die örtliche Ordnungsbehörde  oder Polizei 
zu verständigen. 

4 ARTENSCHUTZ
Im Sinne des allgemeinen Artenschutzes  gem. § 44 BNatSchG wird darauf hingewiesen, dass 

Gehölzentnahmen nicht während der Brut- und Aufzuchtzeit vom 01.03.  – 30.09. (vgl. § 39 BNatSchG) 
vorgenommen werden dürfen.

5 BAULICHE ANLAGEN ENTLANG DER L 555
In einem Abstand von 20 m zur befestigten Fahrbahnkante  der L 555 sind Werbeanlagen / Anlagen der 
Außenwerbung unzulässig. 
In einem Abstand von 20 bis 40 m zur befestigten Fahrbahnkante  der L 555 bedürfen Werbeanlagen / 
Anlagen der Außenwerbung der Zustimmung des Straßenbaulastträgers  der Landesstraße.
Bauvorhaben mit Schaufensteranlagen , die der L 555 zugewandt werden sollen, sind im 20 m-Bereich 
der L 555 nicht zulässig.   

6 EINSICHTNAHME UNTERLAGEN
Soweit in den textlichen Festsetzungen Bezug auf technische Regelwerke genommen wird – 
DIN-Normen sowie Gutachten und VDI-Richtlinien  anderer Art – können diese bei der auslegenden 
Stelle innerhalb der Öffnungszeiten eingesehen werden.    

AUFSTELLUNGSVERFAHREN
Die Darstellung der Grundstücksgrenzen  stimmt mit dem Katasternachweis  überein. Stand: Januar 2017

Die Planunterlage entspricht den Anforderungen des § 1 der Planzeichenverordnung .

Coesfeld, den __ . __ . ____ 

.............................................

Der Rat der Gemeinde hat am 02.03.2017 gem. § 2 und § 2a des Baugesetzbuches  beschlossen, diesen 

Bebauungsplan  aufzustellen. Dieser Beschluss ist am 12.04.2017 ortsüblich bekannt gemacht worden.

Rosendahl, den __ . __ . ____ 

................................ ................................

Gottheil Heitz

(Bürgermeister) (Schriftführer)

Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung  vom 03.11.2017 (BGBl. I 
S. 3634).
Verordnung über die bauliche Nutzung der Grundstücke (Baunutzungsverordnung  - 
BauNVO) in der Fassung der Bekanntmachung  vom 21.11.2017 (BGBl. I S. 3786). 
Planzeichenverordnung  1990 (PlanZV 90) in der Fassung der Bekanntmachung  vom 
18.12.1990 (BGBl. I 1991 I S. 58), in der zuletzt geänderten Fassung.
Bauordnung für das Land Nordrhein-Westfalen  - Landesbauordnung  2018 - (BauO 
NRW 2018) in der Fassung der Bekanntmachung  vom 03.08.2018 (GV NRW S. 421), in 
der zuletzt geänderten Fassung.
Gemeindeordnung  Nordrhein-Westfalen  (GO NRW) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV. NRW. S. 666), in der zuletzt geänderten Fassung.
Wassergesetz für das Land Nordrhein-Westfalen  (Landeswassergesetz  - LWG) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 08.07.2016 (GV. NRW. S. 559), in der zuletzt 
geänderten Fassung.
Wasserhaushaltsgesetz  (WHG) in der Fassung der Bekanntmachung  vom 31.07.2009 
(BGBl. I S.2585), in der zuletzt geänderten Fassung. 
Bundesnaturschutzgesetz  (BNatSchG)  in der Fassung der Bekanntmachung  vom 
29.07.2009 (BGBl. I S. 2542), in der zuletzt geänderten Fassung. 
Landesnaturschutzgesetz  (LNatSchG NRW) In der Fassung der Bekanntmachung  vom 
15. 11.2016 (GV. NRW. S. 934), in der zuletzt geänderten Fassung. 
Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung  (UVPG) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 24.02.2010 (BGBl. I S. 94), in der zuletzt geänderten Fassung. 
Bundes-Immissionsschutzgesetz  (BImSchG) in der Fassung der Bekanntmachung  vom 
17.05.2013(BGBl. I S. 1274), in der zuletzt geänderten Fassung.
Vierte Verordnung zur Durchführung des Bundesimmissionsschutzgesetzes  
(Verordnung über genehmigungsbedürftige  Anlagen - 4. BImSchV)  in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 31.05.2017 (BGBl. I S. 1440), in der zuletzt geänderten Fassung.
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